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A. Bericht des Abgeordneten Kunze 


I. Allgemeines 

Der Entwurf eines Gesetzes zur Änderung von ! 
Vorschriften auf dem Gebiet der Landbeschaffung 
wurde mit Datum vom 20. Juni 1966 von der Bun- 
desregierung beim Deutschen Bundestag einge- 
bracht. Der Deutsche Bundestag hat den Entwurf in 
seiner 52. Sitzung am 29. Juni 1966 dem Innenaus- 
schuß federführend, dem Rechtsausschuß und dem 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
mitberalend überwiesen. 

Der Innenausschuß hat den Entwurf in seiner Sit- 
zung am 13. Oktober 1966 abschließend beraten, 
nachdem die Empfehlungen der mitberatenden Aus- 
schüsse Vorlagen. Der Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten hatte in seiner Sitzung 
am 22. September 1966 empfohlen, bei Gelegenheit 
dieses Änderungsgesetzes auch den § 11 Abs. 2 
dahin gehend zu ändern, in dem einleitenden Satz 
das Wort „soll" durch das Wort „kann" zu er- 
setzen; außerdem empfahl der Ausschuß, die fin- 
gierten Besitzeinweisungen für die sogenannten 
Altrequisitionen nicht zu verlängern, also Artikel 1 
Nr. 5 und Artikel 2 zu streichen. Der Rechtsaus- 
schuß hatte in seiner Sitzung am 13. Oktober 1966 
vorgeschlagen, der neu einzufügenden Nummer 6 
des § 1 Abs. 1 den Flalbsatz anzufügen „die Rechte 
des früheren Eigentümers gemäß § 57 bleiben un- 
berührt"; die weiteren Empfehlungen des Rechts- 
ausschusses, einschließlich der redaktionellen Ände- j 
rungsvorschläge, sind bei den einzelnen Vor- ' 
Schriften erwähnt. 


11. Im einzelnen 

Artikel 1 

Zu Nummer 1 

Am Ende der bei § 1 anzufügenden Nummer 6 
wurde, entsprechend der Stellungnahme des Bun- 
desrates, das Wort „möglich" aus redaktionellen 
Gründen durch „zulässig" ersetzt. 

Zu Nummer 1 a 

Der Innenausschuß hat die Empfehlung des Aus- 
schusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
auf Einfügung einer Nummer 1 a mit einer Ände- 
rung des § 11 Abs. 2, im Eingangssatz das Wort 
„soll" durch das Wort „kann" zu ersetzen, nicht 
aufgenommen, weil dadurch das Verfahren in un- 
verhältnismäßiger Weise erschwert werden kann. 

Zu Nummer 2 

Der letzte Halbsatz des geänderten § 37 Abs. 3 
„nimmt das Verfahren seinen Fortgang." ist aus 
sprachlichen Gründen durch die Worte „wird das 
Verfahren fortgesetzt." ersetzt worden. 

Zu Nummer 3 

Der in dem Regierungsentwurf vorgeschlagene 
Satz 2 des § 38 Abs. 4 wurde nicht gebilligt, da es 
dem Innenausschuß nicht tunlich erschien, bei dem 
vorliegenden Verlängerungsgesetz die Vorschrift 
über die Besitzeinweisungsentschädigung zu ändern. 
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Zu Nummer 4 

In § 51 Abs. 2 Buchstabe b sind, entsprechend I 
einer Empfehlung des Rechtsausschusses, die Worte | 
„der Zahlung steht es gleich" durch das Wort „oder" | 
ersetzt worden. Bei der Fassung der Regierungsvor- : 
läge „Der Zahlung steht es gleich, wenn .... die 
Annahme der Zahlung verweigert wird" konnte 
der Eindruck entstehen, daß die Verweigerung der 
Annahme den Verlust des Anspruchs herbeiführt. 
Durch die neue Fassung wird ein solches Mißver- 
ständnis ausgeschlossen. 

Entsprechend dem Vorschlag des Bundesrates ist 
der letzte Satz des Absatzes 2 neu gefaßt worden, 
weil die Bezugnahme auf § 25 nicht umfassend ge- | 
nug war. Die Bestimmung des Zeitpunkts gemäß 
§ 51 Abs. 2 betrifft sämtliche im Entschädigungs- 
beschluß vorgesehenen Rechtsänderungen. Neben 
der Naturalwertrente gemäß § 25 kommt z. B. auch 
eine Naturalwertrente nach § 23 Abs. 2 in Betracht. 
Eine zusätzliche Aufzählung dieser Vorschrift ist 
jedoch nicht angängig, weil sie neben der Natural- 
wertrente weitere Fälle betrifft, auf die sich die vor- 
liegende Vorschrift nicht beziehen kann. 

Zu Nummer 5 

Der Innenausschuß ist der Empfehlung des Bun- 
desrates und auch des Ausschusses für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten, die fingierte Besitzein- 
weisung nicht zu verlängern, nicht gefolgt. 

Der Bundesrat hatte seinen Vorschlag damit be- 
gründet, daß die fingierte Besitzeinweisung nach 
§ 64 Abs. 3 für die sogenannte Altrequisitation spä- 
testens am 31. Dezember 1958 innerhalb eines regel- 
rechten Verfahrens nach dem Landbeschaffungs- 
gesetz hätte abgewickelt werden sollen. Diese Frist 
sei dann dreimal, zuletzt bis zum 31. Dezember 
1966, verlängert worden. Eine weitere vierte Hin- 
ausschiebung um weitere drei Jahre sei bei allem 
Verständnis für die Schwierigkeiten der verwal- 
tungsmäßigen Abwicklung der einzelnen Verfahren 
rechtspolitisch nicht mehr vertretbar. Die ursprüng- 
liche Übergangsregelung für alle in der Besatzungs- 
zeit einseitig getroffenen Requisitationsmaßnahmen 
könne nicht als Dauerzustand hingenommen werden. 
Es wäre geboten gewesen, in den zur Verfügung 
stehenden acht Jahren entweder eine geordnete 
Abwicklung zu erreichen oder eine für die Betrof- 
fenen tragbare gesetzliche Regelung herbeizuführen. 


Der Innenausschuß hat die Auffassung des Bun- 
desrates und die gewichtigen Gründe, die gegen eine 
Verlängerung der Frist sprechen, eingehend gewür- 
digt. Er war aber der Auffassung, daß bei den 
noch zu regelnden Fällen ein Auseinanderklaf- 
fcn des innerdeutschen Rechts und der inter- 
nationalen Verträge, wie es bei einem Ende 
der Besitzeinweisung vor einer endgültigen Enteig- 
nung eintrcten würde, vermieden werden müßte. 
Der Ausschuß hielt jedoch, entgegen der von der 
Bundesregierung vorgeschlagenen weiteren Verlän- 
gerung um drei Jahre, eine Verlängerung um zwei 
Jahre für ausreichend, den Großteil der Fälle nun- 
mehr zu erledigen. 

Durch die Verkürzung der Frist sollen auch die 
zuständigen Behörden gezwungen werden, bei der 
Abwicklung der restlichen Fälle schnell zu handeln. 
Sollte diese zweijährige Frist für einige Sonderfälle 
nicht ausreichen, so soll entsprechend dem Vorschlag 
der Bundesregierung die vorzeitige Besitzeinwei- 
sung durch eine Entscheidung der Enteignungsbe- 
hörde weiter aufrechterhalten werden. 

ln den Verhandlungen des Bundesrates war aber 
zum Ausdruck gekommen, die Besitzentziehungen 
dauerten in diesen Fällen seit mindestens elf Jahren, 
in den meisten Fällen seit über zwanzig Jahren, 
ohne daß eine formelle Enteignung ausgesprochen 
und eine Enteignungsentschädigung ausgezahlt sei; 
die Entziehung des Besitzes könne nach so langer 
Zeit als faktische Entziehung des Eigentums ange- 
sehen werden. Der Innenausschuß hat deshalb eine 
Regelung eingefügt, die es dem Betroffenen ermög- 
licht, durch einen Antrag den sofortigen Abschluß 
des Verfahrens zu erreichen (vgl. Absatz 3 Satz 2 
bis 4). Innerhalb einer Frist von sechs Monaten muß 
über den Antrag auf unverzügliche Durchführung 
der Enteignung entschieden werden. Nach § 50 
LBG werden die Anerkenntnisbeträge — die Be- 
träge, die der Bund als Entschädigung zu leisten be- 
reit ist (§ 45 Abs. 2) — sofort fällig, wenn der 
Eigentümer vor Unanfechtbarkeit der Entschädi- 
gungsfestsetzung die Übertragung des Besitzes an- 
bietet. Wenn der Besitz durch Besitzeinweisung ent- 
zogen ist, bedarf es eines solchen Angebots nicht; 
dies wird in Satz 4 ausdrücklich klargestellt, so daß 
nach dem binnen sechs Monaten zu treffenden Ent- 
eignungsbeschluß zumindest der Anerkenntnisbetrag 
sofort gezahlt werden muß. 

Artikel 2 ist der Neufassung des § 64 Abs. 3 
angepaßt worden. 


Bonn, den 13. Oktober 1966 

Kunze 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf in der nachstehenden Fassung 

anzunehmen. 

Bonn, den 13. Oktober 1966 

Der Innenausschuß 

Schmitt-Vockenhausen Kunze 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung von Vorschriften auf dem Gebiet der 
Landbeschaffung (Viertes Änderungsgesetz LBG) 

— Drucksache V/725 — 

mit den Beschlüssen des Innenausschusses 
(6. Äusschuß) 


E n [ w u r t 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung von Vorschriften auf dem Gebiet 
der Landbeschaffimg 
(Viertes Änderungsgesetz LBG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Gesetz über die Landbeschaffung für Auf- 
gaben der Verteidigung {Landbeschaffungsgesetz) 
vom 23. Februar 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 134), zu- 
letzt geändert durch das Gesetz zur Änderung von 
Vorschriften auf dem Gebiet der Landbeschaffimg 
(Drittes Änderungsgesetz LBG) vom 23. Dezember 
1963 (Bundesgesetzbl. f S. 1012) wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. Dem § 1 Abs. 1 wird folgende Nummer 6 ange- 
fügt: 

„6. zur Verlegung von Anlagen oder Einrich- 
tungen der Verteidigung, weil die benutz- 
ten Grundstücke für Anlagen oder Einrich- 
tungen benötigt werden, für die eine Ent- 
eignung nach anderen Gesetzen möglich 
wäre." 

2. § 37 erhält folgende Fassung: 

.§ 37 

(1) Einigen sich die Beteiligten über den 
Übergang oder die Belastung des Eigentums an 
dem zu enteignenden Grundstück oder anderer in 
§ 12 Abs. 1 Buchstabe b genannter Rechte 

(Teil A) und über die Höhe der Entschädigung 
(Teil B), so hat die Enteignungsbehörde eine 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung von Vorschriften auf dem Gebiet 
der Landbeschaffimg 
(Viertes Änderungsgesetz LBG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Gesetz über die Landbeschaffung für Auf- 
gaben der Verteidigung (Landbeschaffungsgesetz) 
vom 23. Februar 1957 (Bundesgesetzbl. 1 S. 134), zu- 
letzt geändert durch das Gesetz zur Änderung von 
Vorschriften auf dem Gebiet der Landbeschaffung 
(Drittes Änderungsgesetz LBG) vom 23. Dezember 
1963 (Bundesgesetzbl. 1 S. 1012) wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. Dem § 1 Abs. 1 wird folgene Nummer 6 ange- 

♦ fügt: 

„6. zur Verlegung von Anlagen oder Einrich- 
tungen der Verteidigung, weil die benutz- 
ten Grundstücke für Anlagen oder Einrich- 
tungen benötigt werden, für die eine Ent- 
eignung nach anderen Gesetzen zulässig 
wäre. " 

2. § 37 erhält folgende Fassung: 

♦ 

..§ 37 

( 1 ) 11 n V r ci n d e r l 
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Entwurf 

Niederschrift über die Einigung aufzunehmen. 
Die Niederschrift muß den Erfordernissen des 
§ 47 Abs. 3 und 4 entsprechen. Sie ist von den 
Beteiligten zu unterschreiben. Ein Bevollmächtig- 
ter bedarf einer öffentlich beglaubigten Voll- 
macht. 

(2) Die beurkundete Einigung (Absatz 1) steht 
einem unanfechtbaren Enteignungsbeschluß 
Teil A und Teil B gleich. § 48 Abs. 1 Satz 1 bis 3 
sowie Absatz 2 ist entsprechend anzuwenden. 

(3) Einigen sich die Beteiligten nur über Teil A 
oder über Teil A und B je gesondert, so sind 
die Absätze 1 und 2 entsprechend anzuwenden; 
soweit eine Einigung nicht erzielt ist, nimmt das 
Verfahren seinen Fortgang.“ 

3. Dem § 38 Abs. 4 wird folgender Satz angefügt: 

„Soweit die Entschädigung für entgangene Nut- 
zungen zusteht, ist sie mit den Zinsen nach §17 
Abs. 4 zu verrechnen." 

4. § 51 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Ist der Begünstigte vorzeitig in den Be- 
sitz eingewiesen (§ 38) und ist die sofortige Aus- 
führung dos Enteignungsbeschlusses aus beson- 
deren Gründen erforderlich, so kann die Enteig- 
nungsbehörde diese Bestimmung bereits treffen, 
wenn 

a) Teil A des Enteignungsbeschlusses un- 
anfechtbar geworden ist, 

b) der Anerkenntnisbetrag (§ 45 Abs. 2) 
gezahlt oder unter Verzicht auf das 
Recht der Rücknahme zulässigerweise 
hinterlegt worden ist; der Zahlung 
steht es gleich, wenn durch schriftliche 
Erklärung des Betroffenen oder durch 
Urkunden der Deutschen Bundespost 
oder eines Geldinstituts nachgewiesen 
ist, daß die Annahme der Zahlung ver- 
weigert wird, 

c) der Unterschiedsbetrag zwischen dem 
Anerkenntnisbetrag und dem festge- 
setzten Entschädigungsbetrag hinter- 
legt ist. 

Im Falle des § 25 tritt an die Stelle der Voraus- 
setzungen nach Buchstaben b und c die erteilte 
Genehmigung nach § 3 Satz 2 des Währungsge- 
setzes.“ 

5. § 64 Abs. 3 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„(3) Hinsichtlich der in den Absätzen 1 und 2 
genannten Grundstücke gilt die Inanspruchnahme 
vom 5. Mai 1955, 12 Uhr an bis zum 31. Dezem- 
ber 1969 als vorzeitige Besitzeinweisung im 
Sinne des § 38; kann in einem Einzelfall bis zu 
diesem Zeitpunkt die Enteignung nicht durchge- 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


(2) unverändert 


(3) Einigen sich die Beteiligten nur über Teil A 
oder über Teil A und Teil B je gesondert, so sind 
die Absätze 1 und 2 entsprechend anzuwenden; 
soweit eine Einigung nicht erzielt ist, wird das 
Verfahren fortgesetzt." 

Nummer 3 entfällt 


4. § 51 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(2) Ist der Begünstigte vorzeitig in den Be- 
sitz eingewiesen (§ 38 und ist die sofortige Aus- 
führung des Enteignungsbeschlusses aus beson- 
deren Gründen erforderlich, so kann die Enteig- 
nungsbehörde diese Bestimmung bereits treffen, 
wenn 

a) unverändert 

b) der Anerkenntnisbetrag (§ 45 Abs. 2) 
gezahlt oder unter Verzicht auf das 
Recht der Rücknahme zulässigerweise 
hinterlegt worden ist oder, wenn 
durch schriftliche Erklärung des Be- 
troffenen oder durch Urkunden der 
Deutschen Bundespost oder eines 
Geldinstituts nachgewiesen ist, daß 
die Annahme der Zahlung verweigert 
wird, 

c) unverändert 


An die Stelle der Voraussetzungen nach Buch- 
staben b und c tritt bei einer Naturalwertrente 
die nach § 3 Satz 2 des Währungsgesetzes erteilte 
Genehmigung. Absatz 1 Satz 2 gilt sinngemäß." 

5. An die Stelle des § 64 Abs. 3 Satz 1 treten 

^ folgende Sätze: 

„Hinsichtlich der in den Absätzen 1 und 2 ge- 
nannten Grundstücke gilt die Inanspruchnahme 
vom 5. Mai 1955, 12 Uhr an bis zum 31. Dezember 
1968 als vorzeitige Besitzeinweisung im Sinne 
des § 38; kann in einem Einzelfall bis zu diesem 
Zeitpunkt die Enteignung nicht durchgeführt 
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Entwurf 

führt werden und besteht der Bedarf, insbeson- 
dere wegen der Verpflichtungen des Bundes aus 
Artikel 48 des Zusatzabkommens zum NATO- 
Truppenstatut fort, so hat die Enteignungsbe- 
hörde auf schriftlichen Antrag der zuständigen 
Behörde, der zwei Monate vorher eingegangen 
sein soll, die Besitzeinweisung durch Beschluß 
in dem notwendigen Umfang aufrechtzuerhalten; 
die Besitzeinweisung ist aufzuheben, wenn der 
Bedarf fortfällt." 


Artikel 2 

Artikel 19 Satz 1 des Gesetzes zu dem Abkommen 
zwischen den Parteien des Nordatlantikvertrages 
vom 19. Juni 1951 über die Rechtsstellung ihrer 
Truppen und zu den Zusatzvereinbarungen vom 
3. August 1959 zu diesem Abkommen (Gesetz zum 
NATO-Truppenstatut und zu den Zusatzverein- 
barungen) vom 18. August 1961 (Bundesgesetzbl. II 
S. 1183) erhält folgende Fassung: 

„Soweit nicht § 64 Abs. 3 Satz 1 des Landlbe- 
schaffungsgesetzes in der Fassung des Artikels 1 
Nr. 5 des Gesetzes zur Änderung von Vorschrif- 
ten auf dem Gebiet der Landbeschaffung (Viertes 

Änderungsgesetz LBG) vom 

(Bundesgesetzbl. IS ) Anwendung findet, 

gilt die fortdauernde Inanspruchnahme bis zum 
31. Dezember 1969 als vorzeitige Besitzeinwei- 
sung im Sinne des § 38 des Landbesdiaffungsge- 
setzes. Kann in einem Einzelfall bis zu diesem 
Zeitpunkt die Enteignung nicht durchgeführt wer- 
den und besteht der Bedarf für Verteidigungs- 
zwecke, insbesondere wegen der Verpflichtungen 
des Bundes aus Artikel 48 des Zusatzabkommens 
zum NATO-Truppenstatut fort, so hat die Enteig- 
nungsbehörde auf schriftlichen Antrag der zu- 
ständigen Behörde, der zwei Monate vorher ein- 
gegangen sein soll, die Besitzeinweisung durch 
Beschluß in dem notwendigen Umfang aufrecht- 
zuerhalten. Die Besitzeinweisung ist aufzuheben, 
wenn der Bedarf für Verteidigungszwecke fort- 
fällt." 


Artikel 3 

Das Gesetz zur Ergänzung des § 64 des Landbe- 
schaffuugsgesetzes vom 23. Dezember 1958 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 990), Artikel 2 des Gesetzes zur 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

werden und bestellt der Bedarf, insbesondere 
wegen der Verpflichtungen des Bundes aus Arti- 
kel 48 des Zusatzabkommens zum NATO-Trup- 
penstatut fort, so hat die Enteignungsbehörde 
auf schriftlichen Antrag der zuständigen Behörde, 
der zwei Monate vorher eingegangen sein soll, 
die Besitzeinweisung durch Beschluß in dem not- 
wendigen Umfang aufrechtzuerhalten. Ergeht ein 
solcher Beschluß, so kann der Eigentümer die un- 
verzügliche Durchführung der Enteignung bean- 
tragen. über diesen Antrag ist binnen sechs 
Monaten zu entscheiden. Die Besitzeinweisung 
steht dem Angebot der Besitzübertragung im 
Sinne des § 50 hinsichtlich der sofortigen Fällig- 
keit der Anerkenntnisbeträge gleich. Die Besitz- 
einweisung ist aufzuheben, wenn der Bedarf forl- 
fällt." 

Artikel 2 

Artikel 19 Satz 1 des Gesetzes zu dem Abkommen 
zwischen den Parteien des Nordatlantikvertrages 
vom 19. Juni 1951 über die Rechtsstellung ihrer 
Truppen und zu den Zusatzvereinbarungen vom 
3. August 1959 zu diesem Abkommen (Gesetz zum 
NATO-Truppenstatut und zu den Zusatzverein- 
barungen) vom 18. August 1961 (Bundesgesetzbl. II 
S. 1183) erhält folgende Fassung: 

„Soweit nicht § 64 Abs. 3 Satz 1 des Landbe- 
schaffungsgesetzes in der Fassung des Artikels 1 
Nr. 5 des Gesetzes zur Änderung von Vorschriften 
auf dem Gebiet der Landbeschaffung (Viertes 

Anderungsgesetz LBG) vom 

(Bundesgesetzbl. IS ) Anwendung findet, 

gilt die fortdauernde Inanspruchnahme bis zum 
31. Dezember 1958 als vorzeitige Besitzeinwei- 
sung im Sinne des § 38 des Landbeschaffungsge- 
setzes. Kann in einem Einzelfall bis zu diesem 
Zeitpunkt die Enteignung nicht durchgeführt wer- 
den und besteht der Bedarf für Verteidigungs- 
zwecke, insbesondere wegen der Verpflichtungen 
des Bundes aus Artikel 48 des Zusatzabkommens 
zum NATO-Truppenstatut fort, so hat die Enteig- 
nungsbehörde auf schriftlichen Antrag der zu- 
ständigen Behörde, der zwei Monate vorher ein- 
gegangen sein soll, die Besitzeinweisung durch 
Beschluß in dem notwendigen Umfang aufrecht- 
zuerhalten. Ergeht ein solcher Beschluß, so kann 
der Eigentümer die unverzügliche Durchführung 
der Enteignung beantragen, über diesen Antrag 
ist binnen sechs Monaten zu entscheiden. Die Be- 
sitzeinweisung steht dem Angebot der Besitzüber- 
tragung im Sinne des § 50 des Landbeschaffungs- 
gesetzes hinsichtlich der sofortigen Fälligkeit der 
Anerkenntnisbeträge gleich. Die Besitzeinweisung 
ist aufzuheben, wenn der Bedarf für Verteidi- 
gungszwecke fortfällt." 

unverändert 
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Drucksache V/1002 


Entwurf Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Änderung von Vorschriften auf dem Gebiet der 
Landbeschaffung vom 23. Dezember 1960 (Bundes- 
gesetzibl. I S. 1078) und das Gesetz zur Änderiung 
von Vorschriften auf dem Gebiet der Landbeschaf- 
fung vom 23. Dezember 1963 (BundesgesetzibL I 
S. 1012) werden aufgehoben. 

Artikel 4 unverändert 

Dieses Gesetz tritt mit Ablauf des 31. Dezember 
1966 in Kraft, 
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